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Nr. 33. 


(Nr. 2396.) Verordnung wegen erefutivifcher Beitreibung der direkten und indirekten Steuern 


und anderer öffentlicher Abgaben und Gefälle in ber Rheinprovinz. Vom 
24. November 1843. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen 2C. ꝛc. 


haben zur Herſtellung eines gleichmaͤßigen, moͤglichſt einfachen Verfahrens bei 
Einziehung der direkten und indirekten Steuern und anderer oͤffentlicher Gefaͤlle 
in der Rheinprovinz eine Reviſion der darüber ſeither beſtandenen Vorſchriften 
veranlaßt, und verordnen nunmehr, nach Anhörung Unſerer getreuen Staͤnde, 
auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums fuͤr die gedachte Provinz, was folgt: 


§. 1. 

Nach den Vorſchriften diefer Ordnung find fortan beizutreiben: 

1) die direkten Steuern, namentlich die Grund, Klaſſen⸗ und Gewerbe⸗ 
ſteuer, ſo wie diejenigen Abgaben, welche nach §. 11. des Geſetzes 
uͤber die Einrichtung des Abgabenweſens vom 30. Mai 1820., als 
auf einem ſpeziellen Titel beruhend, zu entrichten find; desgleichen die 
für Staats-, Provinzial, Kreis⸗, ۵ Kirchen⸗ oder Schul⸗ 
zwecke ausgeſchriebenen Beiſchlaͤge zu dieſen Steuern; 

2) die bei dem rheiniſchen Grundſteuer⸗Kataſter vorkommenden Fortſchrei⸗ 
bungs⸗, Vermeſſungs⸗ und anderen Gebuͤhren, deren Einziehung durch 
die Steuerverwaltung erfolgt; 

3) die für die Provinzial⸗Feuerſozietäͤtskaſſe zu erhebenden Brandverſiche⸗ 
rungs⸗Beitraͤge; 

4) die indirekten Steuern, die Salzabloͤſungsgelder, die Blei- und Zet⸗ 
telgelder, die Wege⸗, Bruͤcken⸗„ Faͤhr⸗, Waage⸗ und Krahngelder, 
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die Kanal-, Schleuſen-, Schiffahrts- und Hafenabgaben und der 
Niederlagegelder; 

5) die von den Verwaltungs⸗Behoͤrden innerhalb der Grenzen ihrer Amts⸗ 
befugniſſe ausgeſprochenen Geldſtrafen, Koſten und Entſchaͤdigungen; 

6) diejenigen Öffentlichen Abgaben, welche an Gemeinen, Korporationen, 
ſo wie an ſtaͤndiſche Kaſſen zu entrichten, oder als Provinzialbezirks⸗ 
oder Gemeinelaſten, oder zur Unterhaltung oͤffentlicher Anſtalten auf 
zubringen find, als: Kommunal-, Kirchen-, Schul- und Armenabgaben; 

7) die in Folge von Gemeinheitstheilungen und Abloͤſungen entſtehenden, 
von der Generalkommiſſion feſtgeſetzten Koſten und Gebuͤhren; 

8) die Domanial- und Forſtgefaͤlle, ſofern ſie ohne vorgaͤngige gerichtliche 
Klage auf Grund bloßer Zahlungsbefehle beigetrieben werden koͤnnen; 


bee A 9) die von den Gerichten im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Koͤln‏ مر 


erkannten Geldſtrafen und feſtgeſetzten Koſten. 


J Zoch: 
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Das Zwangsverfahren wird von den mit der Erhebung der Steuern 


NN 


oder Gefälle beauftragten Behörden oder Beamten angeordnet, und unter ihrer 


Leitung durch die ihnen beigegebenen Exekutoren oder diejenigen Beamten, deren 


ſie ſich als ſolcher zu bedienen haben, ausgefuͤhrt. Einer gerichtlichen Viſirung 
oder Vollſtreckbarerklaͤrung der von den Verwaltungsbeamten ausgehenden Exe⸗ 
kutionsbefehle bedarf es uberall nicht. ۱ 


$. 3. 


Ueber die Verbindlichkeit zur Entrichtung der geforderten Abgaben und 
die Befugniß zur Anordnung des eingeleiteten Zwangs verfahrens findet der 
Rechtsweg, wo er bisher zulaͤſſig war, auch ferner ſtatt. 

Wegen vermeintlicher Mängel des Verfahrens, dieſelben mögen die Form 
der Anordnung, oder die der Ausführung, oder die Frage, ob die abgepfaͤndeten 


Sachen zu den pfaͤndbaren gehoͤren? betreffen, iſt dagegen nur die Beſchwerde 


bei der vorgeſetzten Dienſtbehoͤrde des Beamten zulaͤſſig, deſſen Verfahren an⸗ 
gefochten wird. 
§. 4. , ۱ 

Die Exekutoren muͤſſen bei ihren amtlichen Verrichtungen den empfan⸗ 
genen ſchriftlichen Auftrag bei ſich führen, und dem Schuldner auf Verlangen 
vorzeigen. i 

Ihre amtlichen Verhandlungen und Anzeigen haben inſoweit, als ſie ſich 
auf die ihnen übertragene. Einziehung der Gefälle. beziehen, bis zum Beweiſe 
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§. 5 


Die Einleitung des Zwangsverfahrens kann ſofort nach Ablauf der ge⸗ 
ſetzlich feſtſtehenden oder den Schuldnern beſonders bekannt gemachten Zahlungs⸗ 
Termine Statt finden. 


$. 6. 

An denjenigen Tagen, an welchen nach geſetzlicher Vorſchrift Amts⸗ 
handlungen der Behoͤrden und einzelner Beamten nicht vorgenommen werden 
ſollen, darf keine Exekution vollſtreckt werden, eben ſowenig gegen Juden am 
Sabbath und an juͤdiſchen Feſttagen. 

Während der Saat- und Erntezeit und der Weinleſe dürfen gegen Ver: 
ſonen, welche ſich mit der Landwirthſchaft oder dem Weinbau beſchaͤftigen, Exe⸗ 
kutionen nur, wenn Gefahr im Verzuge iſt, eingeleitet, fortgeſetzt und ausge⸗ 
fuͤhrt werden. 

Fuͤr die Saat werden im Fruͤhjahre und Herbſt jedesmal vierzehn Tage, 
für die Ernte vier Wochen in derjenigen Jahreszeit, in welcher nach der Dert- 
lichkeit Saat und Ernte hauptſaͤchlich zu fallen pflegen, freigelaſſen. 


§. 7. 

Bei der Exekutionsvollſtreckung gegen aktive Militairperſonen und pen⸗ 
ſionirte Offiziere find. die Über die vorherige Benachrichtigung der kompetenten 
Militairbehoͤrde und uͤber die Exekutionsvollſtreckung in Kaſernen oder anderen 
zu demſelben Zweck beſtimmten Dienſtgebaͤuden beſtehenden allgemeinen Vor— 
ſchriften zu beobachten. 


۱ > S 8. 
Vor Vollſtreckung der Exekution muß jeder Schuldner durch einen von Masnung mb 


kutionsau⸗ 


dem mit der Erhebung beauftragten Beamten auszufertigenden und von dem kündigung. 


| , Segen, 


Exekutor auszugebenden Mahnzettel aufgefordert werden, die darin fpeziell ver⸗ 
zeichneten Ruͤckſtaͤnde binnen 8 Tagen einzuzahlen, widrigenfalls zur Pfändung 
oder zu andern zulaͤſſigen Zwangsmitteln werde geſchritten werden. 


§. 9. 

Zu dieſem Behuf werden dem Exekutor die ausgefertigten Mahnzettel 
nebſt einem mit der ſchriftlichen Anweiſung zur Mahnung verſehenen und von 
dem betreffenden Kaſſenbeamten vollzogenen Verzeichniſſe der anzumahnenden 
Schuldner und ihrer Ruͤckſtaͤnde (Reſtenverzeichniſſe) übergeben. Der Exekutor 


muß jeden Mahnzettel dem Schuldner ſelbſt oder einem erwachſenen Familien⸗ 
gliede oder Hausgenoſſen deſſelben behaͤndigen, und wie ſolches geſchehen, unter 


Angabe des Namens desjenigen, dem der Zettel zugeſtellt worden, und des 
Tages der Behaͤndigung in dem Mahnzettel und dem Reſtverzeichniſſe be⸗ 
ſcheinigen. ۱ 
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Eine Ausnahme von dieſer Regel findet nur in Anſehung derjenigen 
Mahnzettel ſtatt, deren Annahme verweigert wird, oder wegen Abweſenheit der 
vorgedachten Perſonen nicht bewirkt werden kann. Der Exekutor muß dieſe 
Mahnzettel dem Ortsvorſtande uͤbergeben, und der letztere uͤber deren Empfang 
in dem Reſtenverzeichniſſe quittiren, demnaͤchſt aber fuͤr die Zuſtellung derſelben 
an den Schuldner ungeſaͤumt ſorgen. Die achttaͤgige Friſt wird in dieſem Falle 
von dem Tage gerechnet, an welchem der Ortsvorſtand die Mahnzettel in Em⸗ 
pfang genommen hat. 

§. 10. N 
— Nach Ablauf der achttaͤgigen Friſt find, wegen der alsdann noch ۶ 
Aten der bliebenen Ruͤckſtaͤnde an Abgaben und Mahngebuͤhren, die geſetzlichen Zwangs⸗ 
Zwangemittel mittel anzuwenden. Dieſe find: 
a) die Pfändung, 
b) die Beſchlagnahme der Früchte auf dem Halme, 
SE e) die Beſchlagnahme der ausſtehenden Forderungen, 


Die Subhaſtation der Grundſtuͤcke des Schuldners darf nur in dem 
Falle, wenn auf andere Weiſe keine Zahlung zu erlangen iſt, veranlaßt werden. 

Die Anwendung der übrigen Zwangsmittel iſt gleichzeitig zulaͤſſig, in der 
Regel muß jedoch zunaͤchſt die Pfaͤndung und noͤthigenfalls die Beſchlagnahme 
der Fruͤchte auf dem Halme vorgenommen werden. 


۱ * SE 
Pfändung. Die Pfändung darf nur auf den Grund eines von dem Kaſſenbeamten 
ausgefertigten Pfaͤndungsbefehls vorgenommen werden. Kraft deſſelben iſt der 
Exekutor befugt, die im Beſitze des Schuldners befindlichen pfandbaren beweg⸗ 
lichen Sachen, imgleichen die Fruͤchte auf den von dem Schuldner benutzten 
Grundſtuͤcken in Beſchlag zu nehmen. 
$. 12. 

Von der Pfaͤndung ſind ausgeſchloſſen: 

a) die fuͤr den Schuldner, ſeine Ehefrau und ſeine bei ihm lebenden Kin⸗ 
der und Eltern nach ihrem Stande unentbehrlichen Betten, Kleidungs⸗ 
ſtuͤcke und Leibwaͤſche, fo wie das zur Wirthſchaft unentbehrliche Doug, 
und Kuͤchengeraͤth: ۱ 

b) eine Milchkuh, oder in deren Ermangelung zwei Ziegen nebſt dem zum 
Unterhalt und zur Streu der freizulaſſenden Thiere erforderlichen Zut, 
ter und Stroh fuͤr einen Monat; 

c) der einmonatliche Bedarf an Brod, Getraide, Mehl und anderen noth⸗ 
wendigen Lebensbeduͤrfniſſen für den Schuldner und feine W 

) ein 
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e, Zu d) die Subhaſtation. 


d) ein zum Heizen und Kochen beſtimmter eiferner Ofen; 

e) bei Kuͤnſtlern und Handwerkern und Tageloͤhnern die zur Fortſetzung 
ihrer Kunſt, ihres Gewerbes und ihrer Handarbeiten erforderlichen 
Werkzeuge und anderen Gegenſtaͤnde mit der in dem Gewerbeſteuer⸗ 
geſetz vom 30. Mai 1820. §. 35. vorgeſchriebenen Maßgabe; 

f) die Bücher, welche ſich auf das Gewerbe des Gepfaͤndeten beziehen, 
ſo wie die Maſchinen und Inſtrumente, welche zum Unterricht oder 
zur Ausuͤbung einer Wiſſenſchaft und Kunſt gehoͤren, bis zu einem 
Werthe von 80 Thalern und nach der Wahl des Gepfaͤndeten; 

E) bei Perſonen, welche Landwirthſchaft oder den Weinbau betreiben, das 
hierzu noͤthige Geräthe, Vieh und Feldinventarium, der nöthige Duͤn⸗ 
ger, ſo wie das bis zur naͤchſten Ernte erforderliche Saat⸗ und Fut⸗ 
ter⸗Getraide; 

b) bei Militaier⸗ und Civilbeamten die zur Verwaltung ihres Dienſtes 
erforderlichen Gegenſtaͤnde, imgleichen anftändige Kleider und Waͤſche, 
welche auch den penſionirten Beamten und Militairperſonen zu ber 
laſſen ſind: 

i) das Mobiliar dienſtthuender Offiziere, Unteroffiziere und Soldaten, 
welches ſich an dem Garniſonorte derſelben befindet, imgleichen das 
Mobiliar der mit Penſion zur Dispoſition geſtellten Offiziere, welches 
ſich an dem Orte befindet, der ihnen zum Genuß des Serviſes ange⸗ 
wieſen iſt, ſofern De ſich daſelbſt aufhalten. Geldwerthe Papiere, baas 
res Geld, Schaumuͤnzen, Juwelen und Kleinodien find von der Pfän- 
dung nicht ausgenommen. 


§. 13. 
Gegen die Pfaͤndung kann ſich der Schuldner nur ſchuͤtzen, wenn der⸗ 
ſelbe entweder: 
a) die vollſtaͤndige Berichtigung der beizutreibenden Summe durch Quite 
tungen oder Vorlegung eines Poſtſcheins ſofort nachweiſt, oder 
b) eine Friſtbewilligung der kompetenten Behoͤrde vorzeigt, oder aber 
e) zur Abfuͤhrung der beizutreibenden Summe und Bezahlung der Exe⸗ 
kutionskoſten ſogleich bereit und im Stande iſt. 
In dieſem letzten Falle, ſo wie in dem Falle, wenn der Schuldner einen 
Theil ſeiner Schuld ſofort abtragen will, muß die abzufuͤhrende Summe in 
Gegenwart des Exekutors verpackt und unter der Adreſſe des Erhebungsbeamten 
zur Poſt befördert, oder dem Ortsvorſtande zur weitern Beförderung über 
geben werden. ) 
An den Erefutor dürfen Feine Zahlungen, felbft nicht für Exekutionskoſten, 
(Nr. 2306.) gelei⸗ 
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geleiftet werden; die Schuldner haben dasjenige, was an dieſen gezahlt iſt, bei 
etwaiger Unterſchlagung noch einmal zu entrichten. 


$. 14. 

Die Pfaͤndung ſelbſt wird in der Art bewirkt, daß der Exekutor von den 
vorhandenen pfandbaren Gegenſtaͤnden einen zur Deckung der beizutreibenden 
Summe und der Exekutionskoſten nach ſeinem Ermeſſen hinreichenden Betrag 
in Beſchlag nimmt und ſicherſtellt; und zwar zunaͤchſt diejenigen Gegenſtaͤnde, 
welche am leichteſten transportirt und veraͤußert werden konnen. 

Der Schuldner iſt, nachdem ihm der Pfaͤndungsbefehl vorgelegt worden, 
verpflichtet, ſeine Effekten und Habſeligkeiten vorzuzeigen, und zu dem Ende ſeine 
Wohnungs⸗ und andern Räume, Ip wie die darin befindlichen Behaͤltniſſe 
zu oͤffnen. 

Auch Sachen, welche angeblich dritten Perſonen gehoͤren, muͤſſen in Er⸗ 
mangelung anderer tauglicher Pfandſtuͤcke in Beſchlag genommen, und die an⸗ 
geblichen Eigenthuͤmer mit ihrem Anſpruch an die Behoͤrde, von welcher der 
Pfaͤndungsbefehl ausgegangen iſt, verwieſen werden. 


$. 15. 

Sachen, welche auf das Andringen anderer Gläubiger bereits gepfaͤndet 
worden, find nur in Ermangelung anderer tauglicher Pfandſtuͤcke durch Anlegung 
eines Superarreſtes mit Beſchlag zu belegen. Dies geſchieht in der Art, daß 
der Exekutor den etwa angelegten Siegeln fein Amtsſiegel beifuͤgt, oder aber 
dem Schuldner oder dem beftellten Verwahrer eröffnet, daß die Pfandſtuͤcke fuͤr 
die Behoͤrde, von der er ſeinen Auftrag erhalten, gleichfalls in Beſchlag ge⸗ 
nommen ſeien. 

Den Glaͤubigern, auf deren Antrag die früheren Pfaͤndungen Statt ge⸗ 
funden haben, ifl Abſchrift des über die Anlegung des Superarreſtes aufgenom⸗ 
menen Protokolls mit der Aufforderung zuzuſtellen, binnen vierzehn Tagen den 
Verkauf zu veranlaſſen. Nach Ablauf dieſer Friſt kann der Verkauf von der 
Behoͤrde, die den Superarreſt hat anlegen laſſen, angeordnet werden, ohne daß 
es einer weiteren Benachrichtigung jener Gläubiger bedarf. 

Die Freigebung der Pfandſtuͤcke, auf welche ein Superarreſt angelegt iſt, 
ſo wie die Auszahlung des dafuͤr geloͤſten Kaufgeldes darf nur mit Genehmi⸗ 
gung der Behoͤrde, in deren Auftrag der Superarreſt angelegt worden iſt, erfolgen. 


$. 16. 

Bei der Pfaͤndung iſt die Zuziehung des Ortsvorſtandes, eines oder 
mehrerer Gemeine⸗ oder Polizeibeamten, oder zweier unbeſcholtener Maͤnner 
nur dann erforderlich: 

a) wenn 


a) wenn der Schuldner zu der Zeit, da die Pfändung vorgenommen 
werden ſoll, ſich entfernt hat, 1 

b) wenn den Anordnungen des Exekutors wegen Oeffnung der Woh⸗ 
nungsraͤume ꝛc. keine Folge gegeben, oder ihm thaͤtlicher Widerſtand 
geleiſtet wird. 

In Gegenwart der obgedachten Perſonen kann die Pfändung noͤthigen⸗ 
falls mit Gewalt vorgenommen werden. Iſt der Widerſtand auch auf dieſem 
Wege nicht zu beſeitigen, ſo muß der Exekutor davon der Behoͤrde, in deren 
Auftrage er handelte, Anzeige machen, dieſe aber das Erforderliche wegen der 
dem Exekutor zu gewaͤhrenden Huͤlfe nach den "hierüber beſtehenden Geſetzen 
veranlaſſen. 

$. 17. ۰ 
Abgepfaͤndete baare Gelder und auf jeden Inhaber lautende Papiere 
muͤſſen, wenn die Kaſſe ſich nicht am Orte ſelbſt befindet, von dem Exekutor in 
Gegenwart des Schuldners, oder der bei der Pfaͤndung zugezogenen Perſonen 
verpackt und unter der Adreſſe des Kaſſenbeamten zur Poſt befördert oder dem 
Ortsvorſtande, der zur Annahme und weitern Beförderung verpflichtet iſt, uͤber⸗ 
geben werden. ۲ 

Andere Gegenftände find bis zu deren Verſteigerung dem Schuldner 
gegen das Verſprechen, fuͤr deren Aufbewahrung zu ſorgen, und unter Ver⸗ 
weiſung auf die Strafen der Vereitelung der Pfaͤndung zu belaſſen. 

Nur bei Unzuverlaͤſſigkeit des Schuldners find die gepfänderen Sachen 
einem zahlungsfaͤhigen Gemeinemitgliede oder dem Ortsvorſtande zur Aufbe⸗ 
wahrung zu uͤbergeben. 

Werden Sachen, deren Benutzung ohne Verbrauch nicht moͤglich iſt, 
nach ſtattgefundener Pfändung in der Wohnung des Schuldners belaſſen, ſo 
ſind ſolche, ſoweit es nach den Umſtaͤnden geſchehen kann, gegen fernere Be⸗ 
nutzung Seitens des Schuldners durch Verſchließung und Verſiegelung ſicher 
zu ſtellen. 

| $. 18. 


Ueber den Hergang bei der Pfändung muß der Exekutor an Ort und 
Stelle eine Verhandlung aufnehmen, und ſolche nicht nur ſelbſt unterſchreiben, 
ſondern auch von dem Schuldner oder deſſen Stellvertreter und allen bei der 
Pfaͤndung zugezogenen Perſonen unterſchreiben laſſen, oder aber den Grund der 
fehlenden Unterſchriften vermerken. 

Der Exekutor muß zugleich dem Schuldner nochmals zur Zahlung der 
Nückftände mit dem Bedeuten auffordern, daß, wenn ſolche nicht geleiſtet wer⸗ 
den follte, an dem von ihm ſofort zu beſtimmenden Tage zum Verkaufe der 
Pfandſtuͤcke geſchritten werden wuͤrde. ١ 

(Nr. 2300.) g Dem 
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Dem Schuldner, ſowie demjenigen, dem die gepfaͤndeten Sachen etwa 
in Verwahrung gegeben ſind, iſt von dem Exekutor ſofort eine Abſchrift des 
Pfaͤndungsprotokolls mitzutheilen und, wie ſolches geſchehen, in dieſem zu 
bemerken. 

Die Aufnahme einer Verhandlung iſt auch dann erforderlich, wenn bei 
dem Schuldner keine pfaͤndbare Gegenſtaͤnde vorgefunden ſind. 


$. 19. ۱ 

Handlungen, durch welche eine im Verwaltungswege bewirkte Pfaͤndung 

beweglicher Sachen vereitelt wird, follen eben fo beſtraft werden, wie diejenigen, 
durch welche eine gerichtliche Pfaͤndung vereitelt wird. 


6. 20. 
—.— Nach Ablauf einer vom Tage der vollzogenen Pfaͤndung an zu rechnen⸗ 
Sachen den vierzehntaͤgigen Friſt iſt, wenn inzwiſchen keine Zahlung erfolgt, und keine 
Eigenthumsanſpruͤche Dritter rechtzeitig angemeldet und beſcheinigt worden ſind, 
der oͤffentliche Verkauf der abgepfaͤndeten Sachen von dem Erhebungsbeamten 
durch eine unter das Pfaͤndungsprotokoll zu ſetzende ſchriftliche Verfuͤgung an 
dem in dem Protokolle ſchon beſtimmten Termine anzuordnen. Die Anordnung 
eines fruͤhern Verkaufstermins iſt auch ohne Einwilligung des Schuldners zu⸗ 
laͤſſig, wenn die abgepfaͤndeten Sachen dem Verderben unterworfen ſind, oder 
in der Behauſung des Schuldners wegen deſſen Unzuverlaͤſſigkeit nicht belaſſen, 
tegen aber nur gegen unverhaͤltnißmaͤßig hohe Koſten untergebracht ۶ 
den koͤnnen. 
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SÉ? 7 * o de 


§. ۰ 

rg ien Dritte Perfonen, welche auf die abgepfändeten Sachen Eigenthumss 
"aal ze pn Anſpruͤche machen, müffen dieſe, ohne Unterſchied, ob fie bei der Pfaͤndung an⸗ 
Ka gige, gemeldet worden ſind oder nicht, binnen acht Tagen nach Bekanntmachung des 
1 . Verkaufstermins bei der Behoͤrde, von welcher die Pfaͤndung angeordnet wor⸗ 
„den, unter Vorlegung oder Angabe der Titel, worauf fie fi gruͤnden, nach⸗ 
wieiſen, widrigenfalls der Verkauf der Sachen erfolgt. 

eg Bei rechtzeitiger Anmeldung der Eigenthumsanſpruͤche iſt nach Befinden 
| der Umftände die Freigebung der Sachen zu veranlaffen, oder der angebliche 
Eigenthuͤmer durch eine ſchriftliche Verfuͤgung zum Rechtswege zu verweiſen. 
In dem letztern Falle muß die Anmeldung der Klage drei Wochen nach der 
Zuſtellung der Verfuͤgung nachgewieſen werden, widrigenfalls mit dem Verkauf 
der Sachen vorgeſchritten wird. 


8. 22. ۱ 
Wird gegen eine, nach gegenwaͤrtiger Verordnung eingeleitete ین‎ 
۱ eku⸗ 


Exekution von Seiten des Schuldners, ſoweit es nach 8. 3. zuläffig ift, oder 
von Seiten eines Dritten, im Falle des S. 21. der Rechtsweg ergriffen, fo ` 
haben daruͤber im Bezirke des Ober-Appellationsgerichtshofes zu Coͤln, nach 
Maßgabe der eg 1., 5. und 6. der Verordnung vom 11. Mai d. J. (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 182.) die Friedensgerichte zu erkennen, wenn der. Streitgegen⸗ 
ſtand die Summe von Einhundert Thalern nicht üͤberſteigt. 


S 23. 

Sollten andere Glaͤubiger des Schuldners ein Vorzugsrecht vor der 
öffentlichen Kaffe, in deren Intereſſe die Pfändung geſchehen ift, behaupten, fo 
darf der Verkauf der abgepfaͤndeten Sachen dieſerhalb niemals ausgeſetzt, den 
Glaͤubigern muß vielmehr uͤberlaſſen werden, ihr vermeintliches Vorrecht auf 
das Kaufgeld geltend zu machen. 

Eben ſo muͤſſen dann, wenn die auf Andringen anderer Glaͤubiger ge⸗ 
pfaͤndeten Sachen auf Antrag dieſer Glaͤubiger verkauft worden ſind, die be— 
ſtrittenen Vorrechte der offentlichen Kaffe für die rückftändigen Abgaben und 
Gefaͤlle auf das Kaufgeld geltend gemacht werden. 

Die Entſcheidung gebuͤhrt jedoch in dieſen Faͤllen, innerhalb des Bereiches 
des Ober⸗Appellationsgerichtshofs zu Coͤln, den Landgerichten dne Ruͤckſicht auf 
die Hoͤhe des Betrages. 


§. 24. , 

Die Abhaltung des Verkaufes muß durch den ۲ or dem ۶ 
platze oder an einem andern öffentlichen Orte der Gemeine, wo die Pfändung 
Statt gefunden, geſchehen. Es bleibt jedoch dem Beamten, welcher die Ein⸗ 
leitung des Zwangverfahrens angeordnet hat, unbenommen, den Exekutor bei 
dem Verkaufe, ſo wie bei der Pfaͤndung, zu beaufſichtigen und zu leiten, und 
deshalb bei dieſem Exekutionsakt gegenwaͤrtig zu ſeyn. 

Es koͤnnen dem Exekutor zu dieſem Zwecke auch andere Beamte beige— 
geben werden. 

Verſpricht der Verkauf an einem benachbarten Orte eine vortheilhaftere 
Verſilberung der Pfandſtuͤcke, ohne die Transportkoſten unverhältnißmaßig zu 
vermehren, ſo iſt dieſer anzuordnen. 

Der Verkauf in der Behauſung des Schuldners iſt nur dann ۳3 
geben, wenn nicht ohne Verwendung bedeutender Koſten der Verkauf anderswo 
SU ift. 

218. 28. 

Der Verkaufstermin muß, mit Ausnahme des im S. 20. gedachten Falls, 
ſpaͤteſtens acht Tage vorher durch Ausruf oder Anſchlaͤge oͤffentlich bekannt ge⸗ 
macht werden. Erſterer kann ſpaͤter noch wiederholt werden. 
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Haben die in demſelben Termin zu verſteigernden Gegenſtaͤnde zuſammen 
einen Werth von mindeſtens funfzig Thalern, ſo muß die Bekanntmachung auch 
durch die öffentlichen Blätter des Orts, wo der Verkauf Statt finden fol, oder, 
wenn daſelbſt keine ſolche Blaͤtter erſcheinen, durch die eines zunaͤchſt belegenen 
Ortes erfolgen. Noch andere Arten der Bekanntmachung, als die vorgeſchrie⸗ 
benen, koͤnnen veranlaßt werden, wenn die Behoͤrde, welche das Zwangsver⸗ 
fahren betreibt, ſolche angemeſſen findet, oder der Schuldner rechtzeitig darauf 
antraͤgt und die erforderlichen Koſten bezahlt. Kann der Verkauf nicht in dem, 
im Pfaͤndungsprotokolle anberaumten Termine abgehalten werden, ſo iſt der 
anderweitige Verkaufstermin dem Schuldner und dem Verwahrer der abge⸗ 
pfaͤndeten Sachen beſonders bekannt zu machen. 


: $. 26. 

Bei der Verſteigerung werden die Pfandſtuͤcke, ſoweit es thunlich iſt, in 
der Regel einzeln ausgeboten und nach dreimaligem Ausruf dem Meiſtbietenden 
zugeſchlagen. Die zugeſchlagenen Pfandſtuͤcke duͤrfen nur gegen baare Bezah⸗ 
lung verabfolgt und muͤſſen, wenn ſolche vor dem Schluſſe des Termins nicht 
erfolgt, anderweit ausgeboten werden. Auf den etwanigen Mehrbetrag des dem⸗ 
naͤchſt erzielten Meiſtgebots hat der erſte Kaͤufer keinen Anſpruch. Derſelbe haf⸗ 
tet dagegen fuͤr den Ausfall, welcher von ihm für Rechnung der das Zwangs⸗ 
verfahren betreibenden Kaſſe ſofort durch Exekution nach Vorſchrift dieſer ۶ 
nung beigetrieben werden kann. e 

Der Ortsvorſtand oder ein von dieſem bezeichneter Gemeine- oder Poli⸗ 
zeibeamter muß dem Verkaufe beiwohnen. 

Dieſer Beamte ſowohl, als derjenige, auf deſſen Betreiben das Zwangs⸗ 
verfahren angeordnet iſt, und der Exekutor duͤrfen auf die zu verſteigernden Ge⸗ 
genſtaͤnde weder ſelbſt mitbieten, noch durch Andere fuͤr ſich mitbieten laſſen. 

$. 27. i 

Die Verſteigerung muß eingeſtellt und die noch unverkauften Pfand⸗ 
Stuͤcke muͤſſen dem Schuldner zuruͤckgegeben werden, ſobald die eingegange⸗ 
nen Kaufgelder die fuͤr die beizutreibende Schuld und fuͤr ſaͤmmtliche Ko⸗ 
ſten hinreichende Deckung gewaͤhren, oder die fehlende Summe baar einge⸗ 
zahlt wird. 

Gewaͤhrt die Auktionsloſung keine hinreichende Deckung, ſo kann die 
Fortſetzung des Exekutionsverfahrens dadurch abgewendet werden, daß vor ۶ 
lauf des Verkaufstermins eine hinreichende Zahl nicht abgepfaͤndeter Sachen 
uͤbergeben wird, um ſolche gleichfalls ‚öffentlich auszubieten. 

Der Exekutor, welcher den Verkaufstermin abhaͤlt, iſt zur Wan ale 


Gelder, welche aus der Verſteigerung eingehen, oder an demſelben Tage auf 
die Ruͤckſtaͤnde angeboten werden, befugt, muß aber, wenn die Kaffe, wofür das 
Zwangsverfahren ſtattgefunden, nicht am Orte iſt und deshalb die Ablieferung 
an dieſe nicht ſofort erfolgen kann, dieſelben in Gegenwart des Schuldners 
oder der bei dem Verkaufe zugezogenen Perſonen verpacken und unter der 
Adreſſe des Kaſſenbeamten zur Poſt befoͤrdern, oder dem Ortsvorſtande zur 
weitern Befoͤrderung uͤbergeben. 


٩ 28 
Ueber den Hergang der Verſteigerung muß von den Beamten, welche 
dabei mitgewirkt haben, eine Verhandlung aufgenommen, und ſolche auch dem 
Schuldner, wenn derſelbe gegenwaͤrtig geweſen iſt, zur Unterſchrift vorgelegt 
werden. a 


$. 29. f 

Spaͤteſtens binnen acht Tagen nach der Verſteigerung muß der Kaſſen⸗ 
beamte dem Schuldner eine Nachweiſung uͤber die Verwendung der Auktions⸗ 
loſung, nebſt einer Abſchrift der 6 28. gedachten Verhandlung und dem etwai⸗ 
gen Ueberſchuß des eingegangenen Geldes durch den Exekutor zuſtellen laſſen. 
Iſt die Auktionsloſung unzureichend, ſo iſt dem Schuldner zugleich die Fort⸗ 
ſetzung des Exekutions verfahrens mit dem Bedeuten anzukuͤndigen, daß bei ۶ 
terbleibender Berichtigung des Ruͤckſtandes, nach Ablauf von acht Tagen, zu 
einer abermaligen Pfaͤndung oder zu andern Zwangsmitteln geſchritten werden 
wuͤrde. e 


$. 30. N ۱ 
Von den ee 20. bis 27. aufgeſtellten Regeln finden nachſtehende Aus⸗ 
nahmen ſtatt: 

a) Geldwerthe, auf jeden Inhaber lautende Papiere ſind, wenn nicht 
binnen acht Tagen nach der Beſchlagnahme Eigenthumsanſpruͤche von 
Dritten angemeldet worden find, an die Regierungs⸗Hauptkaſſe zur 
Verſilberung einzuſenden. 0 

b) Ausgedroſchenes Getreide, Heu, Lebensmittel und andere Gegenſtaͤnde, 
welche einen gemeinen Marktverkehr haben, koͤnnen mit Zuſtimmung 
des Schuldners, ohne vorherige Verſteigerung und Bekanntmachung 
an Ort und Stelle, fuͤr den letzten Marktpreis verkauft, oder aber, 
wo moͤglich mit dem Geſpann des Schuldners, auf den naͤchſten 
Markt gefahren und daſelbſt verſilbert werden. 

c) Goldene und ſilberne Geraͤthe dürfen nicht unter ihrem Gold oder 
Silberwerthe zugeſchlagen werden, Kleinodien und Kunſtſachen nicht 
unter dem Preiſe, zu welchem ſie von Kunſtverſtaͤndigen abgeſchaͤtzt 
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find. Dieſe Gegenftände find erforderlichenfalls zur Verſteigerung 
nach dem Hauptorte des Regierungsbezirks zu verſenden. 


§. 31. 

Fruͤchte auf dem Halm duͤrfen nur in den letzten ſechs Wochen vor der 
gewoͤhnlichen Reife, und nur dann in Beſchlag genommen werden, wenn ſich 
keine andere taugliche und ſicher aufzubewahrende Pfandſtuͤcke vorfinden. Ein 
Drittel der Ernte jeder Fruchtgattung iſt von der Beſchlagnahme frei zu laſſen. 

Von der beabſichtigten Beſchlagnahme muß dem Schuldner oder ſeinen 
Angehoͤrigen mit der Aufforderung, dabei gegenwaͤrtig zu ſeyn, Nachricht gege⸗ 
ben werden. Die Beſchlagnahme wird demnaͤchſt in der Art vollzogen, daß der 
Exekutor die Felder, auf welchen die abzupfaͤndenden Fruͤchte ſtehen, der Obhut 


Beſchlagnahme 
der Früchte auf 
dem Halm. 


des Gemeine-Feldhuͤters oder eines andern Waͤchters uͤberweiſet, und über den 


Hergang eine Verhandlung aufnimmt, von welcher dem Feldhuͤter oder Waͤch⸗ 
ter, ſo wie dem Schuldner, Abſchrift zu ertheilen iſt. 
Im Uebrigen kommen die Vorſchriften SS. 11. bis 28. zur Anwendung. 


§. 32. 

Die Beſchlagnahme ausſtehender von dem Arreſte geſetzlich nicht befreiter 
Forderungen, oder bei einem Dritten befindlicher Sachen des Schuldners ers 
folgt, mit der Wirkung einer gerichtlichen Beſchlagnahme, ohne daß es einer 
Erklaͤrung Aber die Gültigkeit des Arreſtes bedarf, durch eine ſchriftliche Vers 
fuͤgung des betreffenden Kaſſenbeamten, durch welche der Dritte zur Einzahlung 
der ſchuldigen Summe an die Kaſſe oder Aushaͤndigung der ſchuldigen Sachen 
an den Exekutor zum Zweck des oͤffentlichen Verkaufs angewieſen wird. Der 
Schuldner muß von der Beſchlagnahme durch Zuſtellung einer Abſchrift der 
Verfuͤgung und des daruͤber aufgenommenen Zuſtellungsvermerkes mit der Auf⸗ 
forderung benachrichtigt werden, die uͤber die Schuld vorhandenen Urkunden, bei 
Vermeidung der zulaͤſſigen Zwangsmittel, dem Exekutor auszuantworten. Die 
Zuftellung der Beſchlagnahmeverfuͤgung und die Benachrichtigung des Schuld⸗ 
ners muß durch den Exekutor bewirkt und, wie ſolches geſchehen, von dieſem 
auf dem Konzepte jener Verfuͤgung beſcheinigt werden. 

Die Handlungen, welche der Dritte nach Empfang der die Beſchlag⸗ 
nahme anordnenden Verfuͤgung in Anſehung der mit Beſchlag belegten Sum— 
men oder Sachen zum Nachtheil der Kaſſe vornimmt, werden in Bezug auf 
die letztere dergeſtalt als nicht geſchehen angeſehen, daß der Dritte zur Zahlung 
der ſchuldigen Summe und Auslieferung der ſchuldigen Sachen oder ihres 
Werths der Kaſſe verpflichtet bleibt. Der Schuldner muß dagegen nicht nur 
jede in Folge der Beſchlagnahme zum Beſten jener Kaſſe geleiſtete Zahlung 

oder 


Beſchlagnahme 


ausſtehender 
Forderungen 


des Schuldners. 


u EE ` 


oder geſchehene Auslieferung anerkennen, ſondern ſich auch aller Ceſſion, ۶ 
pfaͤndung oder anderweiten Dispoſition uͤber die in Beſchlag genommenen Sum⸗ 
men oder Sachen enthalten. ۱ 

Bei verweigerter Zahlung oder Ausantwortung der in Beſchlag ۶ 
menen Summen oder Sachen, iſt der betreffende Kaſſenbeamte durch eine Ver⸗ 
fuͤgung der Regierung oder des Provinzial⸗Steuerdirektors zur Klage gegen den 
Dritten zu ermaͤchtigen. Dieſe Ermaͤchtigung vertritt die Stelle einer Seitens 
des Schuldners ertheilten Anweiſung und Vollmacht zur Klage; der Kaſſen⸗ 
beamte muß jedoch den Schuldner zur Theilnahme an dem zu fuͤhrenden Pro⸗ 
zeſſe gerichtlich auffordern laſſen. 


$. 33. 

Beſteht die Forderung des Schuldners in Renten, deren oͤffentliche Ver⸗ 
ſteigerung zulaͤßig iſt, ſo kann der Kaſſenbeamte auf den Grund einer beſon⸗ 
dern Ermaͤchtigung der Regierung oder des Provinzial-Steuerdirektors die 
Verſteigerung der Renten in der dafuͤr geſetzlich vorgeſchriebenen Form in An⸗ 
trag bringen. 

§. 34. ۱ 

Die Beſchlagnahme von Beſoldungen und Penſionen erfolgt durch ein 
auf Innebehaltung und Abfuͤhrung des ſchuldigen Betrages gerichtetes Requi⸗ 
ſitionsſchreiben des Beamten, zu deſſen Empfang die Ruͤckſtaͤnde gehören, an 
diejenige Kaſſe oder Behoͤrde, bei welcher die Beſoldung oder Penſion zu er⸗ 
heben iſt. Von dem Requifitionsfchreiben, welches die Wirkung einer gericht⸗ 
lichen Beſchlagnahme hat, muß dem Schuldner Nachricht gegeben werden. 


$. 35. 
Die Subhaſtation von Grundſtuͤcken des Schuldners iſt nur mit höher Suppafiation 
rer Genehmigung zuläffig, und muß alsdann bei dem kompetenten Gericht in der rundſtüdke. 
Antrag gebracht werden. ۱ 


$. 36. ۱ ۱ 
Zwangsmaßregeln, welche in einem andern Empfangsbezirke zur Aus⸗ Erekution gee 
fuͤhrung gebracht werden muͤſſen, als demjenigen, in welchem die Zahlung . 
entrichten iſt, find durch Requiſition des für jenen Bezirk beſtellten Empfängers 
zu bewirken. | 


$. 37. 
Die Koſten des Exekutionsverfahrens find nach dem angehängten Tarif often des fe, 
Hunter Beruͤckſichtigung der nachſtehenden näheren Beſtimmungen zu liquidiren: Futioneverfap- 
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a) Die Gebuͤhrenkolonne wird durch den Geſammtbetrag der Abgaben⸗ 
reſte und ruͤckſtaͤndigen Koſten beſtimmt, auf welche die betreffende 
Verfuͤgung lautet. 

b) Nach dem Beginnen eines Exekutionsaktes muͤſſen, ſofern in dem Ta⸗ 
rife ſelbſt nicht ein Anderes beſtimmt ift, die vollen Gebühren bezahlt 
werden, wenn gleich derſelbe wegen inzwiſchen eingetretener Zahlung, 
Ausſtandsbewilligung oder aus anderen Gruͤnden nicht zur Ausfuͤh⸗ 
rung gekommen iſt. ۱ 

c) Die Exekutionsgebuͤhren muͤſſen, auch wenn der Exekutor mehrere Eyez 
kutionsakte in derſelben Gemeine zu gleicher Zeit vorgenommen hat, 
von jedem Schuldner beſonders entrichtet werden. Die Koſten fuͤr 
die oͤffentliche Bekanntmachung und den Verkauf der abgepfaͤndeten 
Sachen werden jedoch, wenn mehrere Maſſen zuſammen genommen 
worden, nur einmal nach der Geſammtſumme entrichtet und unter die 
dabei betheiligten Schuldner nach Verhaͤltniß des aus jeder Maſſe 
gewonnenen Erloͤſes vertheilt. 


ch Bei Vertheilung der Transportkoſten und anderer baarer Auslagen, 
welche mehrere Schuldner gemeinſchaftlich zu tragen haben, muß der 
das Zwangsverfahren betreibende Kaſſenbeamte auf den Werth der 
Gegenſtaͤnde, ihren Umfang, ihre Schwere und die ſonſt obwaltenden 
Umſtaͤnde billige Ruͤckſicht nehmen. 
* 
§. 38. 

Die Gebuͤhren des Exekutors und alle andere Exekutionskoſten werden 
von dem das Verfahren betreibenden Kaſſenbeamten aus den durch den Ver⸗ 
kauf der verpfaͤndeten Sachen oder anderweit eingehenden Geldern gezahlt. Bei 
Unzulänglichkeit dieſer Gelder werden aus denſelben zunaͤchſt die Gebuͤhren des 
Exekutors berichtigt, die übrigen Exekutionskoſten aber, ſoweit ſie nicht gedeckt 
werden, auf die dazu geeigneten Öffentlichen Fonds übernommen oder von der⸗ 
jenigen Behoͤrde eingezogen, fuͤr welche die Exekution Statt gefunden hat. 


§. 39. 
Alle bisherige Vorſchriften uͤber Gegenſtaͤnde dieſer Verordnung werden 
hierdurch aufgehoben. 


§. 40. 
Die zur Ausführung‘ gegenwaͤrtiger Verordnung erforderlichen Anord⸗ 


nungen haben die betheiligten Miniſterien gemeinſchaftlich zu erlaſſen. | 
Urkund⸗ 


* 


Urkundlich unter Unſerer ane Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. ۱ 
Segeben a ng Den 24. November 1843, 


g (L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. 


Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frhr. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh. 
Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 
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B. An⸗ 


A. Gebuͤhren des Exekutors. 


OR DOL OUR O 


2) Für die Pfändung und Sicherſtellung der 
gepfändeten Sachen, ſowie fuͤr die Anle⸗ 
gung eines Superarreſt es 

In dem H. 13. gedachten Falle werden, wenn 
es zu keiner Pfandziehung kommt, nur die ۶ 
ben Gebühren entrichtet. Dieſelben Gebühren 
paſſiren für die Freigebung abgepfändeter Sa⸗ 
chen, ſofern dieſelbe nicht bei Gelegenheit eines 
anderen Exekutionsakts vorgenommen wird. 


3) Fuͤr die Anfertigung und Anheftung der 
Anſchlaͤge, ſowie fuͤr Bewirkung des Aus⸗ 
Ne te E 


4) Şûr die Verſteigerunnnnn g. 


Kommt es gar nicht zum Verkauf, ſo paſſiren, 
wenn der Steuerdiener ſich dieſerhalb an den 
Ort des Verkaufs begeben hat, die halben ۶ 
bühren. 


5) Fuͤr die Zuſtellung eines Zahlungsbefehls 
an den Schuldner des Abgabenpflichtigen 
und die Benachrichtigung des Letzteren, ſo⸗ 
wie für jede ſonſtige Zuſtellung . 


6) Für jede Abſchrift von einem Pfaͤndungs⸗, 
Auktions⸗ oder anderen Protokoll. 


| 
Obhut länger als acht Tage dauert, von dem Gren 
۱ 
| | 


bis 1 bis f 5 bis über 


1 Rthl.] 5 Rthl.] 50 Rt. : 
B. Andere Koſten. 91.5 Rthl.] 5091۲] 50 ۰ 
۱ Sar. PI. Sgr. at lee, Dr. at: Sar. Pf. 


7) Gebühren der bei einer Pfändung zugezo⸗ | 
genen Zeugen 2— DI 5. — 


| 
8) Gebühren des Aufbewahrers von Mobiliar: ۱ 
e مر در‎ 1—| 2(-| 3 —|— | 5 — 
9) Gebühren des ۵ von Fruͤchten auf 
denn tai). 1— 12 — WE ERR E 


Zu 8. und 9. werden, wenn die Aufbewahrung oder 


Tage an nur die halben Gebühren bewilligt. 


Die Gebühren können dagegen, wenn mehr als 
zehn zerſtreut liegende Parzellen zu beaufſichtigen ſind, 
um die Hälfte, und wenn mehr als zwanzig zerſtreut 
liegende Parzellen zu beaufſichtigen ſind, um das Dop⸗ 
pelte erhöht werden. 


Charlottenburg, den 24. November 1843. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. 


Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Buͤlow. v. Bo delſchwingh. 
Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 
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(Nr. 2397.) Verordnung wegen der bürgerlichen Rechte und Verpflichtungen beſcholtener 


Perſonen in den mit einer der beiden Städteordnungen beliehenen Städten. 
Vom 24. November 1843. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen zur Herſtellung gleichmoͤßiger Grundſaͤtze in Betreff der buͤrgerlichen 
Rechte und Verpflichtungen beſcholtener Perſonen in den mit einer der beiden 
Staͤdteordnungen beliehenen Staͤdten Unſerer Monarchie, nach Anhörung Uns 
ſerer getreuen Staͤnde und auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was 
folgt: 

8 

Die Beſtimmung Unſerer Verordnung vom 18. Dezember 1841. in 

Betreff der buͤrgerlichen Rechte und Verpflichtungen beſcholtener Perſonen in den 
mit der Staͤdteordnung vom 19. November 1808. beliehenen Staͤdten der 
Provinz Preußen (Geſetzſammlung von 1842. S. 30.) ſollen fortan in allen 
Staͤdten zur Anwendung kommen, in welchen die gedachte Staͤdteordnung ein⸗ 
gefuͤhrt iſt. 

$. 2. 


In den mit der revidirten Staͤdteordnung vom 17. Maͤrz 1831. belie⸗ 
henen Städten, in denen nach $. 13. der gedachten Ordnung für Ertheilung 
des Buͤrgerrechts Gebuͤhren erhoben werden, ſollen diejenigen Perſonen, welche 
im Fall der Unbeſcholtenheit nach §. 15. jener Ordnung zur Gewinnung des 
Buͤrgerrechts verpflichtet ſeyn würden, und dazu nur ihrer Beſcholtenheit wegen 
unfaͤhig ſind, eine dem Betrag der Buͤrgerrechtsgelder gleichkommende Abgabe 
an die Kaͤmmereikaſſe entrichten. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 24. November 1843. 


d. S) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. 
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh. 
۱ Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 


(Nr. 2398.) 
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(Nr. 2398.) Verordnung, betreffend die Aufhebung der Verordnung vom 28. Januar 1823. vu, , ee 


wegen ſtreitig gewordener Auslegung von Staatsverträgen. Vom 24. Nor ,یه‎ a er ya 
vember 1843. اول تم سا سور‎ 


de? ad Sue red A 
Wir Friedrich Wilhelm, ven Gottes Gnaden, König vu PR 
Preußen ꝛc. ıc. A mm vgl 


verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: == سوه‎ 
r GN. J. ۰. C. ntl 
6. 1. 1 
Die Verordnung wegen ſtreitig gewordener Auslegung von Staatsver⸗ ا‎ 
traͤgen vom 25. Januar 1823. (Gefekfammlung Seite 19.) wird aufgehoben. 


e رد‎ n reese 
§. 2 D ares wur 
Die Gerichte haben jedoch in Prozeſſen, bei deren Entſcheidung es ما یر‎ 
die voͤlkerrechtliche Gültigfeit, die Anwendbarkeit oder Auslegung von Staats⸗ 2 
Verträgen ankommt, auf den Antrag einer Parthei, oder nach Befinden von 
Amtswegen, von Unſerem Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten die zum 
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Zweck der rechtlichen Beurtheilung erforderliche Auskunft einzuholen. gege, Se = 

Urkundlich unter Unſerer Allerhoͤchſten Unterſchrift und beigedrucktem e eee 

Koͤniglichen Inſiegel. SA رد ویک‎ Bas 
Gegeben Charlottenburg, den 24. November 1843. ۱ Cen ree. 
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2 (L. S.) Friedrich Wilhelm. مس‎ 
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v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. 2. en 
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Zeh. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh— 
Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. > 
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(Nr. 2399.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 24. November 1843., betreffend die Deklara⸗ 


tion der Allerhöchſten Order vom 14. Juli 1834. wegen der Bürgſchaft 
der Ehefrauen im Herzogthum Weſtphalen ꝛc. 


Zi Beſeitigung entſtandener Zweifel will Ich auf den Bericht des Staats⸗ 
Miniſteriums vom 9. d. M. die Order vom 14. Juli 1834. wegen der Buͤrg⸗ 
ſchaften der Ehefrauen im Herzogthume Weſtphalen, im Fuͤrſtenthume Siegen 
und in den Grafſchaften Wittgenſtein (Geſetzſammlung, Seite 118.) dahin 
deklariren, daß dieſelbe, außer den genannten Landestheilen, auch auf die zum 
landraͤthlichen Kreiſe Siegen gehoͤrigen vormaligen Aemter Burbach und Neuen⸗ 
kirchen (den freien Grund und den Huͤckengrund) zu beziehen if. Dieſe Der 
klaration iſt durch Aufnahme in die Geſetzſammlung zur allgemeinen Kenntniß 
zu bringen. 
Charlottenburg, den 24. November 1843. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 


